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David Hesse

Die Welt ist schlecht. Um die Schulden 
einer Frau einzutreiben, hat die deut-
sche Kleinstadt Ahlen ihren Mops 
gepfändet und auf Ebay verkauft. Dies 
berichtete erst die Lokalzeitung «Ah-
lener Tageblatt», mittlerweile recher-
chieren «Spiegel», «Welt» und 
«Frankfurter Allgemeine Zeitung». 

Die frühere Hundebesitzerin erzählte 
der Lokalzeitung ihre Sicht der Dinge. 
Ja, sie habe Schulden, unter anderem 
die Hundesteuer nicht bezahlt. Im 
November seien deshalb eine Ge-
richtsvollzieherin und zwei Mitarbei-
ter der Stadt vor der Tür gestanden, 
mit Durchsuchungsbeschluss. Erst 
hätten sie den Rollstuhl des Eheman-
nes mitnehmen wollen, doch der sei 
nur geliehen. Dann entschieden sie 
sich für Edda, den Familienhund, eine 
Mopsdame. «Der Hund habe den 

höchsten Wert, wurde mir gesagt», so 
die Frau im «Tageblatt». Am Samich-
laustag wurde Edda abgeholt, vor den 
Augen der Kinder. Die Familie vermis-
se den Hund schmerzlich.

Noch im Dezember stiess eine Polizis-
tin aus Wülfrath im Rheinland auf 
eine Annonce bei Ebay-Kleinanzeigen: 
«Süsse Mopsdame mit Stammbaum 
zu verkaufen! Nicht kastriert!» Ver-
handlungspreis 750 Euro, das Tier sei 
kerngesund. Verkauft werde von 
einem Privatanbieter, stand da, er 
nannte einen Vornamen. Als die 
mopsinteressierte Polizistin die ange-
gebene Nummer wählte, landete sie 
bei der Stadtverwaltung Ahlen. Ver-
käufer war der Mitarbeiter, der den 
Hund im Auftrag der Stadt gepfändet 
hatte. Am Telefon habe er erklärt, 
Edda sei der früheren Besitzerin 
wegen Schulden weggenommen 
worden, erzählt die Polizistin dem 

«Tageblatt». Auf ihre Nachfrage, ob 
die Stadt wirklich Haustiere pfände, 
habe es geheissen: Alles rechtens. Die 
Polizistin kaufte den Hund, 690 Euro.

Diese Woche hat sie Klage beim Amts-
gericht Ahlen eingereicht. Denn die im 
Internet erstandene Lebendware war 
nicht wie beschrieben – nicht gesund. 
Wegen einer «massiven Augenverlet-
zung» habe Edda eine Notoperation in 
der Tierklinik Duisburg gebraucht, 
inzwischen sei sie vier Mal operiert 
worden. Die Kosten für diese medizi-
nischen Behandlungen von rund 1800 
Euro fordert die Polizistin nun von der 
Stadt zurück, ebenso den Kaufpreis. 

Der Stadt sind die vielen Presseberich-
te unangenehm. Ahlens Bürgermeister 
Alexander Berger (CDU) teilte mit, den 
Vorfall aufklären zu wollen. Er räumte 
ein, die Verwendung eines privaten 
Ebay-Kontos für den Hundeverkauf 

sei wohl nicht korrekt gewesen. Das 
Geld sei aber in die Stadtkasse geflos-
sen. Per Dienstanweisung will der 
Bürgermeister dafür sorgen, dass sich 
ähnliche Fehler nicht wiederholen. 

Dass Haustiere über Ebay-Kleinanzei-
gen verkauft werden, ist nicht selten, 
es gibt da eine eigene Rubrik. Proble-
matischer ist die Pfändung. Eine 
Sprecherin des Innenministeriums 
Rheinland-Westfalen sagte der «Rhei-
nischen Post»: «Um Geldforderungen 
einzutreiben, können zwar auch Tiere 
gepfändet werden, Haustiere jedoch 
grundsätzlich nicht.» Die Stadt bietet 
an, Pfändung und Verkauf rückabzu-
wickeln, wenn Vorbesitzerin und neue 
Halterin dies wünschten. Die Polizis-
tin behauptet, beide Seiten wollten 
das nicht: «Der Hund bleibt bei mir.» 
Die frühere Besitzerin hat Angst vor 
Kosten. Und Edda? Die heisst jetzt 
Wilma. Und sagt nichts.  

Wir verkaufen deinen Mops auf Ebay
Edda Eine deutsche Stadtverwaltung hat einer verschuldeten Frau den Hund weggenommen und ihn im Internet angeboten.
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Die Mittelschicht nicht unterschätzen
Es ist doch erstaunlich für einen 
Stimmbürger, zu sehen, wie sich 
ausgerechnet die bürgerlichen Partei-
en CVP, FDP und SVP mit Vehemenz 
dafür einsetzen, dass die sowieso 
bereits sehr limitierten Ergänzungs-
leistungen noch weiter gekürzt wer-
den. Will man den restlichen Sozial-
staat noch völlig demontieren? Mit 
welchen unsinnigen Argumenten 
wollen diese Parteien einem erklären, 
wie ein gesundheitlich bereits ge-
schwächter Mensch sich im Alter 
finanziell ausrichten muss? Und alles 
im Kontext genau der Parteien, die 
demnächst den Stimmberechtigten 
klarmachen wollen, dass es Milliarden 
für neue Militärflugzeuge braucht! 
Man wird sich daran erinnern müssen, 
wenn die Vorlagen vor das Volk kom-
men, und die Rentnerinnen und 
Rentner werden reflektieren, wie diese 
Parteien vorgehen, um vergleichswei-
se lächerliche 130 Millionen pro Jahr 
bei den Sozialleistungen einzusparen. 
Es ist die Mittelschicht, die den Lö-
wenanteil der Steuern aufbringt bzw. 
legal versteuert. Leider ignorieren die 
bürgerlichen Parteien diese Tatsachen 
konstant.
Norbert Stoller, Kilchberg

Egoismus macht sich breit
Es ist ein Leichtes von den bürgerli-
chen Parteien, den Schwarzen Peter an 
jene abzugeben, welche sich im Leben 
durch viele Entbehrungen ein Haus 
erwerben und Kapital aufstocken 
konnten. Ja, für den Mittelstand war 
dies in den 80er-Jahren noch möglich. 
Jetzt haben sich die Zeiten grundle-
gend geändert. Der Egoismus macht 
sich in der Gesellschaft breit. Der 

immer grösser werdende Sozialstaat 
Schweiz ist zum grossen Auffangnetz 
geworden, eine umfassende und für 
alle zugängliche Vorsorge für Krank-
heit und Alter. Wer dies alles bezahlen 
soll, fällt unseren Verantwortlichen in 
der Politik reichlich spät ein. Jene zur 
Kasse zu bitten, welche im Leben 
nichts erwirtschaftet haben, ist nicht 
möglich. Also liegt die Tatsache nahe, 
dass das nötige Kapital nur von jenen 
kommen kann, welche durch einen 
Häuserkauf, durch harte Arbeit ihr Ver-
mögen vermehren konnten. Warum 
liegt der Fokus der Diskussion immer 
nur auf der Habenseite? Darf nicht 
auch einmal hinterfragt werden, 
warum wir in der Schweiz unver-
schämt hohe Pensionskosten in Alters- 
und Pflegeheimen haben. Wodurch 
sind die horrenden Medikamenten-
preise zu rechtfertigen? Muss auch 
nicht endlich darüber gesprochen 
werden, wieweit es ein lebenswertes 
Leben gibt, welches nicht nur Ertrag in 
die Kassen der Heimbetreiber und der 
Pharmalobby spült? Anstatt den Mit-
telstand auszubluten, immer neue 
Geldströme erschliessen zu wollen, 
sollte unsere Gesellschaft nicht nur 
darüber reden, wer dies alles bezahlen 
soll, sondern auch darüber, ob wir eine 
solche letzte Lebensphase überhaupt 
wollen und noch finanzieren können. 
Die Politik muss neue Wege gehen.
Alice Kaminski, Oetwil am See

«Politik muss andere Wege gehen»
Gesundheit «Der Mittelstand wird enteignet», 
TA vom 4.3.
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Gastbeitrag

Die Initiative «Ja zum Tier- und Men-
schenversuchsverbot» will Lehrperso-
nen verbieten, mit ihren Schülern 
Kaulquappen zu züchten. Sie will 
Ökologen daran hindern, Vögel zu 
beringen, um Naturschutz-Fragen zu 
klären. Und sie will die tierexperimen-
telle Erforschung von Krebs oder 
Alzheimer zum Erliegen bringen. 
Denn in allen drei Fällen handelt es 
sich nach Schweizer Recht um Tier-
versuche. Und alle drei Fälle wären bei 
einer Annahme der Initiative verboten.

Damit nicht genug: Auch jede wissen-
schaftliche Untersuchung am gesun-
den Menschen soll verboten werden. 
Keine psychologischen Tests mehr, 
um menschliche Verhalten zu ergrün-
den. Keine Magnetresonanztomogra-
phien mehr, um die Geheimnisse des 
menschlichen Hirns zu lüften. Und 
vor allem: Keine klinischen Studien 
mehr, um die Wirksamkeit von Medi-
kamenten und Therapien zu testen. 
Konsequenterweise müsste man die 
Initiative «Forschungsverbotsinitiati-
ve» nennen.

Oder genauer: «Forschungs- und 
Medizinverbotsinitiative». Denn die 
Initiative hat es nicht nur auf die 
biomedizinische Forschung, sondern 
auch auf deren Produkte abgesehen. 
Medikamente und Therapien, die im 
Ausland mit Studien an Tieren und 
Menschen entwickelt werden, sollen 
in der Schweiz verboten werden. Wenn 
also eine Forschungsgruppe aus 
Deutschland einen Durchbruch in der 
Krebsforschung erzielt, dann wären 
Schweizerinnen und Schweizer von 
den daraus entstehenden Therapie 
ausgeschlossen. Nur Medikamente 

und Therapien, die heute bereits auf 
dem Markt sind, will die Initiative 
mehrheitlich zulassen.

Dass eine derart extreme Initiative 
zustande gekommen ist, sollte For-
schenden zu denken geben. Insbeson-
dere, weil die biomedizinischen Wis-
senschaften auch von anderer Seite 
unter Druck stehen. Im Nationalrat ist 
eine parlamentarische Initiative 
hängig, die schwer belastende Studien 
mit Tieren komplett verbieten möchte. 
Forschung zu Krebs oder tödlichen 
Infektionen würde damit praktisch 
verunmöglicht. In Basel werden 
Grundrechte für Primaten und damit 
indirekt für alle Tiere gefordert. Denn 
wer einem Mausmaki Grundrechte 
verleiht, kann sie einer Maus kaum 
vorenthalten. Und in Zürich klagen 
Forschende, dass die bürokratischen 
Hürden für eine Tierversuchsbewilli-
gung immer höher und undurch-
schaubarer würden.

Angesichts dieser Entwicklungen 
überlegen sich viele Forschende, ins 
Ausland auszuweichen, oder haben 
diesen Schritt bereits vollzogen. Den 
Tieren ist damit nicht gedient – im 
Gegenteil: Die Forschung wandert ab 
nach Europa und in die USA, aber 
auch nach China. In Regionen also, in 
denen die Tierschutzgesetze weitaus 
weniger streng sind als in der Schweiz.

Dennoch wäre es falsch, die Schweiz 
als die beste aller Tierversuchs-Wel-
ten zu sehen. Auch bei uns werden zu 
viele Studien von mangelnder Quali-
tät und Aussagekraft produziert. Dem 
gilt es entgegenzuwirken. Nötig sind 
dafür nicht nur Experten in den 

Bereichen Versuchstierkunde, Ethik 
und Tierschutz, sondern auch solche, 
die statistisches und humanmedizini-
sches Wissen mitbringen. Denn ein 
solider Studienaufbau, die Reprodu-
zierbarkeit der Studienergebnisse 
sowie deren Übertragbarkeit auf den 
Menschen sind genauso bedeutend 
wie tiermedizinische oder ethische 
Aspekte.

Und es braucht vor allem mehr Ehr-
lichkeit: Wir können Tierversuche 
nicht abschaffen, ohne auf biomedizi-
nische Erkenntnisse zu verzichten. 
Wenn wir komplexe Erkrankungen 
wie Alzheimer oder Krebs verstehen 
wollen, dann benötigen wir klinische 
Untersuchungen am Menschen ge-
nauso wie Computersimulationen, 
Experimente mit Zellkulturen und – 
bis auf Weiteres – auch Tierversuche. 

Ebenso klar ist aber, dass nicht jede 
biomedizinische Erkenntnis einen 
Tierversuch rechtfertigt. Wir müssen 
uns also damit abfinden, die Diskus-
sion über die Zulässigkeit von Studien 
mit Tieren immer wieder von Neuem 
zu führen. Angenehm ist das nicht, 
aber notwendig.

Per Initiative Forschung und Medizin verbieten?
Tierversuche In der Schweiz gehen Regulierung und Spitzenforschung Hand in 
Hand. Einige wollen jedoch ein Totalverbot der biomedizinischen Forschung. 

Servan Grüninger 
Der Biostatistiker ist 
Präsident von «reatch», 
einer unabhängigen 
Ideenschmiede, welche 
die Beziehungen zwischen 
Wissenschaft und  
Gesellschaft stärken will.


